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entwurf nach Anlage 2 Stellung genommen. 
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des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 
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und Sozialordnung 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Fleischbeschaugesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

.Artikel 1 

Das Fleischbeschaugesetz in der Fassung vom 
29. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1463) wird 
wie folgt geändert; 

1. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Die Einfuhr 

1. von Fleisch von Hunden, Katzen, Füchsen 
und Dachsen, 

2. von zubereitetem Fleisch von Pferden und 
anderen Einhufern, ausgenommen deren 
Dünndärme, 

in das Zollinland ist verboten." 

2. Hinter § 12 werden die folgenden §§ 12a, 12b, 
12c, I2d, 12e und 12f eingefügt: 

„§ 12a 

(1) Frisches Fleisch darf üur in ganzen Tier- 
körpern eingeführt werden, die bei Rindern mit j 
Ausnahme von Kälbern und bei Rentieren so- j 
wie bei Schweinen und Wildschweinen in Hälf- ' 
ten zerlegt sein können. Mit den Tierkörpern ! 
müssen Brust- und Bauchfell, Lunge, Herz, Nie- ' 
ren, bei Kühen auch das Euter, und bei Schwei- ■ 
nen auch die Flomen in natürlichem Zusammen- i 
hang verbunden sein. Bei Pferden und anderen 
Einhufern müssen auch der Kehlkopf und die 
Luftröhre sowie mindestens an einer Stelle die 
Haut in natürlichem Zusammenhang mit dem 
Tierkörper verbunden sein. 

(2) Fleisch ist als frisch anzusehen, wenn es 
einer auf die Haltbarkeit einwirkenden Behand- 
lung nicht unterworfen worden ist oder trotz 
einer solchen Behandlung die Eigenschaften von 
Fleisch, das einer solchen Behandlung nicht 
unterworfen worden ist, im wesentlichen wieder- 
gewinnen kann. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten (Bundesmini- 
ster) wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Behandlungs- 
verfahren zu bezeichnen, nach deren Anwen- 
dung Fleisch nicht mehr als frisch anzusehen ist. 

(3) Als ganzer Tierkörper ist das geschlach- 
tete, abgehäutete und ausgeweidete Tier aus- 
schließlich der im Karpal- oder Tarsalgelenk 
ausgelösten Gliedmaßenenden und des Schwan- 
zes anzusehen; bei Schweinen darf die Haut am 


Tierkörper verbleiben. Als Kälber gelten Rinder 
im Fleischgewicht von nicht mehr als 75 Kilo- 
gramm. 

(4) Bei der Einfuhr frischen Fleisches dürfen 
die Tierkörper bei Rindern mit Ausnahme von 
Kälbern und bei Rentieren auch in Viertel zer- 
legt sein und bei Rindern mit Ausnahme von 
Kälbern und bei Rentieren Lunge und Herz, bei 
Kühen auch das Euter, bei Schweinen Lunge, 
Herz, Flomen und Nieren fehlen, wenn 

1. die Schlachthöfe, in denen die Tiere 
geschlachtet worden sind, von der 
obersten Veterinärbehörde des Ur- 
sprungslandes unter Erteilung einer 
Veterinärkontrollnummer zu Export- 
schlachtungen für die Bundesrepublik 
Deutschland zugelassen und vom Bun- 
desminister durch Rechtsverordnung 
bekanntgegeben worden sind; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates, 

2. die Tiere vor und nach der Schlach- 
tung in diesen Schlachthöfen tierärzt- 
lich nach Vorschriften, die keine ge- 
ringeren Anforderungen als die deut- 
schen fleischbeschaurechtlichen Bestim- 
mungen stellen, untersucht worden 
sind und ihr Fleisch als tauglich zum 
Genuß für Menschen erklärt worden 
ist, 

3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis des Ur- 
sprungslandes begleitet ist, für dessen 
Inhalt und Form das vom Bundesmini- 
ster durch Rechts Verordnung bekannt- 
zugebende Muster maßgeblich ist; die 
Rechtsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(5) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von Rin- 
dern und Rentieren darf der Kopf getrennt von 
dem Tierkörper beigebracht werden, sofern er 
und der Tierkörper so gekennzeichnet sind, daß 
ihre Zusammengehörigkeit festgestellt werden 
kann. Statt des Kopfes genügt bei Rindern und 
Rentieren der Unterkiefer mit der zugehörigen 
Kaumuskulatur. Bei gefrorenen Tierkörpern von 
Rindern und Rentieren darf der Kopf fehlen, 
wenn die Tierkörper im Ursprungsland minde- 
stens sechs Tage einem Gefrierprozeß von min- 
destens — 10°C ausgesetzt worden und von 
einem amtstierärztlichen Gesundheitszeugnis des 
Ursprungslandes begleitet sind, für dessen In- 
halt und Form das vom Bundesminister durch 
Rechts Verordnung bekanntzugebende Muster 
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maßgeblich ist; die Rechtsverordnimg bedarf ! 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. Bei der 
Einfuhr frischen Fleisches von Kälbern, Schafen | 
und Ziegen darf der Kopf in jedem Falle fehlen. i 

(6) Wird frisches Fleisch von Rindern und i 
Rentieren in Hälften oder Vierteln und von 
Schweinen und Wildschweinen in Hälften ein- 
geführt, so müssen die Hälften oder Viertel so 
gekennzeichnet sein, daß ihre Zusammengehörig- 
keit festgestellt werden kann. 

(7) Bei der Einfuhr frischen Fleisches von 
Wildschweinen dürfen Lunge, Herz, Flomen und 
Nieren fehlen. 

(8) Gefrorene Tierkörper, die auf dem See- 
wege zur Einfuhr gelangen, müssen in Hüllen I 
verpackt sein, die einen ausreichenden Schutz 
gegen Verunreinigung gewährleisten. 

§ 12b 

(1) Frische innere Organe von Rindern mit 
Ausnahme von Kälbern, von Schweinen und 
Schafen, Geschlinge von Schweinen sowie Speck, 
auch mit Schwarte und eingelagerten oder die- 
ser angelagerten schwachen Muskelschichten, 
Spitzbeine und Köpfe von Schweinen dürfen 
nur unter den Voraussetzungen des § 12a Abs. 4 
Nr. 1 bis 3 und nach Maßgabe der folgenden | 
Absätze für sich allein ©ingeführt werden. 

(2) Mit den inneren Organen mit Ausnahme 

von Nieren und Herzen müssen die zugehörigen i 
Lymphknoten in natürlichem Zusammenhang 
verbunden sein. ' 

(3) Rinderherzen müssen im Ursprungsland j 
mindestens sechs Tage einem Gefrierprozeß von ! 
mindestens ^10*^ C ausgesetzt worden sein. Dies 
muß in einem amtstierärztlichen Gesundheits- 
zeugnis des Ursprungslandes bescheinigt sein, 
für dessen Inhalt und Form das vom Bundes- 
minister durch Rechtsverordnimg bekanntzuge- 
bende Muster maßgeblich ist; die Reditsverord- 
nung bedarf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(4) Innere Organe und Geschlinge dürfen nur 
in flüssigkeits- und fettdichten Behältnissen ein- 
geführt werden. 

(5) Gefrorene innere Organe, Geschlinge, 
Spitzbeine und Köpfe sind vollständig aufgetaut 
zur Einfuhrimtersuchung zu stellen. 

(6) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. innere Organe: Herz, Limge, Leber, 
Milz und Nieren; 

2. Geschlinge: Zunge, Schlund, Luftröhre, 
Lunge, Herz und Leber sowie die zu- 

* gehörigen Lymphknoten in natürlichem 
Zusammenhang; 

3. Spitzbeine: die im Karpal- oder Tarsal- 
gelenk ausgelösten Gliedmaßenenden 
des Schweines; 


4. Speck: die zwischen der Schwarte und 
dem Muskelfleisch liegende Fettschicht 
des Schweines. 

§ 12c 

(1) Zubereitetes Fleisch darf nur eingeführt 
werden, wenn 

1. bezüglich der Tiere, von denen das 
Fleisch stammt, die Voraussetzungen 
des § 12a Abs. 4 Nr. 1 und 2 vorliegen, 

2. es in einem Verarbeitungsbetrieb des 
Ursprungslandes zubereitet worden ist, 
der von der obersten Veterinärbehörde 
des Ursprungslandes unter Erteilung 
einer Veterinärkontrollnummer zum 
Export in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zugelassen und vom Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung bekannt- 
gegeben worden ist; die Rechtsverord- 
nimg bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates, 

3. die Sendung von einem amtstierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnis begleitet 
ist, für dessen Inhalt und Form das vom 
Bundesminister durch Rechtsverord- 
nung bekanntzugebende Muster maß- 
geblich ist; die Rechts Verordnung be- 
darf nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates. 

(2) Fleisch ist als zubereitet anzusehen, wenn 
es durch Behandlung die Eigenschaften frischen 
Fleisches verloren hat. 

§ 12d 

Auf Dünn- und Dickdärme sowie Harnblasen 
von Rindern, Schweinen, Schafen und Ziegen, 
Dünndärme von Pferden und anderen Einhufern, 
Mägen von Schweinen, Schlünde von Rindern 
und Goldschlägerhäutchen findet § 12c keine 
Anwendung, wenn sie vollkommen gesalzen 
oder vollkommen getrocknet sind. 

§ 12e 

Auf zubereitetes Fleisch, das im Personenver- 
kehr oder als Geschenk im Post- oder Fracht- 
verkehr oder für Angehörige diplomatischer oder 
konsularischer Vertretungen eingeführt wird, 
finden die §§ 12c und 13 keine Anwendung, so- 
fern das Fleisch zum eigenen Verbrauch be- 
stimmt ist und das Gesamtgewicht 5 Kilogramm 
nicht übersteigt. Auf zubereitetes Fleisch von 
Schweinen und fleischfressenden Tieren, die Trä- 
ger von Trichinen sein können, ist unter den 
Voraussetzungen des Satzes 1 der § 13 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß dieses Fleisch nur 
auf Trichinen zu untersuchen ist; dies gilt nicht 
für gekochtes und für zum Reiseverbrauch mit- 
geführtes Fleisch. 

§ 12f 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern Ausnahmen 
von den §§ 12 bis 12e zulassen 
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1. dm Einzelfall 

a) für Tierkörper, bei denen auf Grund der 
im Ursprungsland geltenden Rechtsvor- 
schriften Teile, die nicht für die Ein- 
fuhruntersuchimg erforderlich sind, we- 
gen Befalls mit gesundheitsunschäd- 
lichen Parasiten bei der Schlachtung 
entfernt worden sind; 

b) für Fleisch, das für Ausstellungs- oder 
Versuchszwecke bestimmt ist; 

2. allgemein durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmimg des Bundesrates be- 
darf, wenn die Versorgung der Bevölke- 
nmg mit lebensnotwendigen Lebensmitteln 
dies dringend erfordert; die Geltungsdauer 
der Verordnimg ist zu befristen." 

3. Hinter § 13 wird der folgende § 13a eingefügt: 

„§ 13a 

Einfuhren im Sinne dieses Gesetzes sind nicht 

1. die unmittelbare Durchfuhr durch das Zoll- 
inland unter Zollüberwachung, 

2. die immittelbare Durchfuhr durch das Zoll- 
inland mit der Post, 

3. die gebrochene Durchfuhr durch das Zoll- 
inland über die Zollagerung im Zollgewahr- 
samsverfahren." 

4. Der § 14 erhält folgende Fassung: 

»§ 14 

Die §§ 12a bis 13 finden auf Wildbret mit Aus- 
nahme von Rentieren und Wildschweinen sowie 
auf Geflügel keine Anwendung; jedoch unter- 
liegt Fleisch von fleischfressenden Tieren, die 
Träger von Trichinen sein können, der Unter- 
suchung auf Trichinen nach Maßgabe der §§ 12e 
bis 13." 

5. § 15 wird gestrichen. 

6. § 25 Abs. 2 wird gestrichen. 

7. In § 26 Nr. 1 und 2 werden nach „§ 12" die Worte 
„Abs. 1" gestrichen. 


8. In § 27 Nr. 3 werden nach „§ 1 Abs. 1 Satz 2" 
das Komma und die Worte „des § 14 Abs. 1" ge- 
strichen. 

9. In § 27 Nr. 4 werden nach „§§ 9 und 10" die 
Worte „§ 12 Abs. 2" ersetzt durch die Worte 
„des § 12a, des § 12b, des § 12c"; die Worte „des 
§ 12 Abs. 2 Buchstabe a oder des § 15 oder" wer- 
den gestrichen. 

Artikel 2 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, die Verordnung über die Durchführung des 
Fleischbeschaugesetzes vom 1. November 1940 
(Reichsministerialblatt 1940 S. 289, 492; 1941 S. 9) 
ganz oder teilweise aufzuheben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der 
Übergangszeit nach Artikel 3 des Vertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Französischen Republik zur Regelung der Saarfrage 
vom 27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an. 

Artikel 5 

Vorschriften dieses Gesetzes, die eine Ermächti- 
gung zum Erlaß von Rechts Verordnungen enthalten, 
treten am Tage nach der Verkündung dieses Ge- 
setzes in Kraft. Im übrigen tritt das Gesetz ein Jahr 
nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tre- 
ten die Verordnung über vorübergehende Einfuhr- 
erleichterungen für Fleisch und Fleischwaren vom 

4. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1617) und 
die Verordnung über die Einfuhr von Fleisch und 
Fleischwaren vom 31. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I 

5. 1468) außer Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Die Einfuhr von Fleisch in die Bundesrepublik 
Deutschland regelt sich nach den Vorschriften der 
§§ 12 ff. des Fleischbeschaugesetzes, der Verord- 
nung über vorübergehende Einfuhrerleichterungen 
für Fleisch und Fleischwaren vom 4. September 1939 
(RGBl. I S. 1617) und der Verordnimg über die Ein- 
fuhr von Fleisch und Fleischwaren vom 31. Oktober 
1940 (RGBl. I S. 1468). 

Die Verordnung vom 4. September 1939 hat aus 
kriegsbedingten Gründen generelle Erleichterungen 
gegenüber den strengen Einfuhr Vorschriften des 
Gesetzes geschaffen. Hierbei war jedoch nur an 
eine vorübergehende Sonderregelung gedacht. In- 
des besitzt sie auch heute noch Gültigkeit. Die Ver- 
ordnung vom 31. Oktober 1940 hat im Zusammen- 
hang mit der Neufassung des Gesetzes frühere ein- 
schlägige Bestimmungen, die seit dem Inkrafttreten 
des Gesetzes betreffend die Schlachtvieh- und 
Fleischbeschau vom 3. Juni 1900 (RGBl. S. 547) er- 
lassen und nicht in die Neufassung eingefügt wor- 
den waren, unter gleichzeitiger Anpassung an die 
damaligen praktischen Bedürfnisse zusammengefaßt. 
Die in den beiden Verordnungen generell vorge- 
sehenen Einfuhrerleichterungen gewährleisten kei- 
nen ausreichenden Schutz der menschlichen Gesund- 
heit und können daher nach Normalisierung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse nicht mehr aufrecht- 
erhalten werden, zumal die hygienischen, fleisch- 
beschau- und viehseuchenrechtlichen Vorschriften 
in den einzelnen Lieferländern von Fleisch sehr 
unterschiedlich sind. Eine ersatzlose Aufhebung der 
Verordnungen ist aber nicht möglich, weil die 
strenge, aus dem Jahre 1900 stammende Regelung 
des § 12 des Fleischbeschaugesetzes die Einfuhr von 
Fleisch und bestimmten Fleisch waren in dem heute 
erforderlichen Ausmaß zu sehr erschwert. Es bedarf 
daher einer Änderung der durch die Verordnungen 
geschaffenen Regelung. 

Die dem Reichsminister des Innern in dem § 12 
Abs. 2 Buchstabe a und § 25 Abs. 1 und 2 des 
Fleischbeschaugesetzes erteilten Ermächtigungen 
sind nach Auffassung des Bundesrates gemäß Ar- 
tikel 129 Abs. 3 GG erloschen, soweit es sich um 
den Erlaß „ergänzender" Rechtsverordnungen und 
von Ausnahmeregelungen im Verordnungswege 
handelt (vgl. BR-Drucks, Nr. 362/57, Beschluß). Aus 
rechts staatlichen Gründen soll daher die bisherige 
Einfuhrregelung durch Änderung des Gesetzes ab- 
gelöst werden. Schließlich ist es erforderlich, in die 
Novelle eine Ermächtigung zur Aufhebung der Ver- 
ordnung über die Durchführung des Fleischbeschau- 
gesetzes vom 1. November 1940 nebst Ausführungs- 
bestimmungen A bis F (RMinBl. S. 289 ff.) aufzu- 
nehmen, da diese Bestimmungen im Rahmen einer 
Gesamtreform des Fleischbeschaurechts weitgehend 
durch allgemeine Verwaltungsvorschriften ersetzt 
werden sollen. 


Besonderer Teil 
Zu Artikel i 

Nr. 1 (§ 12 ) 

Nach bisherigem Recht war die Einfuhr der in dem 
bisherigen § 12 Abs. 1 Buchstabe b genannten Tiere 
wegen Trichinosegefahr verboten, der jedoch durch 
die nach § 13 vorgeschriebene Einfuhruntersuchung 
begegnet werden kann. Die Neuregelung will dem- 
gegenüber ein Einfuhrverbot für das Fleisch von 
bestimmten Tieren wegen der bestehenden Toll- 
wutgefahr aufrechterhalten. Bei Hunden, Katzen, 
Füchsen und Dachsen ist die Tollwutgefahr in be- 
sonderem Maße gegeben. Bei Sumpfbibern und 
sonstigen fleischfressenden Tieren, die Träger von 
Trichinen sein können, besteht sie dagegen nicht in 
einem bedrohlichen Maße. Außerdem war zu be- 
rücksichtigen, daß beabsichtigt ist, das Schlachten 
von Hunden und Katzen durch ein besonderes be- 
reits in Vorbereitung befindliches Gesetz zu ver- 
bieten, und daß Fuchs- und Dachsfleisch in Deutsch- 
land als Nahrungsmittel keine Rolle spielen. Für 
das Fleisch der beiden letztgenannten Tierarten be- 
steht auch kein Einfuhrbedarf. 

Bei zubereitetem Fleisch von Pferden und anderen 
Einhufern ist die unbedingt erforderliche Sicherung 
gegen die mögliche Einschleppimg von Erregern 
des Malleus (Rotz) auch durch eine Einfuhrunter- 
suchung nicht gewährleistet. Daher muß es bei der 
geltenden Regelung verbleiben. Die Beschränkung 
der Ausnahme auf Dünndärme entspricht der für 
das Inland geltenden Regelung (vgl. § 35 AB. A). 

Bisher bestand ein Verbot der Einfuhr von Fleisch 
in luftdicht verschlossenen Büchsen oder ähnlichen 
Gefäßen, von Würsten und sonstigen Gemengen 
aus zerkleinertem Fleisch. Das Verbot soll nicht 
mehr aufrechterhalten werden, sondern es soll die 
seit rund 20 Jahren auf Grund von Ausnahmerege- 
lungen durdigeführte Einfuhr unter besondere Be- 
dingungen gestellt werden, die einen ausreichenden 
Schutz der menschlichen Gesundheit gewährleisten. 
Konserven und Würste, die als zubereitetes Fleisch 
anzusehen sind, unterliegen künftig der Einfuhr- 
regelung für zubereitetes Fleisch. Die Einfuhr son- 
stiger Gemenge aus zerkleinertem frischem Fleisch 
soll verboten bleiben. 

Nr. 2 (§ 12a) 

Im Inland gewonnenes Fleisch, das zum Genuß für 
Menschen verwendet werden soll, muß zur amt- 
lichen Untersuchung in ganzen Tierkörpem ein- 
schließlich der zugehörigen Organe und sonstigen 
Teile vorgestellt werden. Diese für die Inlandunter- 
suchung geltende Vorschrift ist deshalb erforder- 
lich, weil nur die Untersuchung des ganzen Tier- 
körpers ein ausreichendes Bild über den Gesund- 
heitszustand des Tieres ergeben kann und weil nur 
so die Möglichkeit besteht. Gefahren, die dem Men- 
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sehen aus dem Genuß von Fleisch erwachsen kön- 
nen, ausredchend zu erkennen und abzuwehren. 
Auch das aus dem Ausland eingeführte Fleisch muß 
grundsätzlich denselben Bedingungen unterworfen 
werden. Aus diesem Grunde ist auch hier die ge- 
gebene Grundsatzvorschrift erforderlich. Wenn in 
den folgenden Vorschriften von diesem Grundsatz 
abgewichen wird, erfolgt dies nur insoweit, als es 
unter zusätzlichen Sicherungen verantwortet wer- 
den kann. 

Bei der Einfuhr frischen Fleisches von Pferden und 
anderen Einhufern ist auch die Miteinfuhr des Kehl- 
kopfes, der Luftröhre und der Haut zur Feststellung 
des Malleus (Rotz) erforderlich, da diese Krankheit 
für Mensch und Tier eine große Gefahr darstellt. 
Diese Organe und die Haut müssen jeweils voll- 
ständig vorhanden sein. Im übrigen entspricht diese 
Vorschrift der bisherigen Regelung. 

Da zur ausreichenden Versorgung der Bevölkerung 
regelmäßig Einfuhren, insbesondere von Rind- und 
Schweinefleisch erforderlich sind, erweist es sich als 
notwendig, Tierkörper auch ohne bestimmte Organe 
einzuführen, wobei die Tierkörper von Rindern und 
Rentieren in Viertel zerlegt sein dürfen, wenn sie 
so gekennzeichnet sind, daß ihre Zusammengehörig- 
keit erkennbar ist. Da jedoch die Untersuchung des 
Tierkörpers allein nicht ausreichende Rückschlüsse 
auf den Gesundheitszustand des Tieres zuläßt, von 
dem das Fleisch stammt, sind entsprechend den im 
Inland geltenden Untersuchungsvorschriften die vor- 
gesehenen zusätzlichen Sicherungsmaßnahmen für 
derartige Einfuhren notwendig. 

Soweit bei der Einfuhr frischen Fleisches von Rin- 
dern und Rentieren der Kopf getrennt vom Tier- 
körper beigebracht werden darf, folgt diese Vor- 
schrift der bisherigen Regelung. Bei der Einfuhr 
frischen Fleisches von Rindern und Rentieren soll 
auf die Miteinfuhr des Kopfes dann verzichtet wer- 
den, wenn das Fleisch einem bestimmten Gefrier- 
prozeß unterzogen worden ist. Diese Erleichterung 
kann zugestanden werden, weil durch das gefor- 
derte Gefrierverfahren die im Tierkörper möglicher- 
weise vorhandenen gesundheitsschädlichen Rinder- 
finnen, auf deren Vorhandensein die Kaumuskula- 
tur des Kopfes grundsätzlich untersucht wird, mit 
Sicherheit abgetötet werden. Ein besonderes Be- 
dürfnis für die Miteinfuhr des Kopfes besteht bei 
Kälbern, Schafen und Ziegen nicht. 

Die bei der Einfuhr von Tierkörpern in Hälften 
oder Vierteln vorgeschriebene Kennzeichnung ist 
erforderlich, um in Bedarfsfällen entsprechende 
Maßregeln treffen zu können. 

Um Zurückweisungen infolge Verschmutzung nach 
Möglichkeit von vornherein zu vermeiden, werden 
bei Gefrierfleisch, das auf dem Seewege eingeführt 
wird, Schutzumhüllungen gefordert, da solches 
Fleisch bei Seetransporten erfahrungsgemäß der 
Gefahr einer starken Verschmutzung ausgesetzt ist. 

Nr. 2 (§ 12b) 

Die Einfuhr von tierischen Teilen kann in der vor- 
gesehenen Begrenzung auch in gefrorenem Zustand 
zugelassen werden, da nach den derzeitigen Erfah- 


j rungen ein vollständiges Auftauen zum Zwecke der 
I . Untersuchung und das Wiedereinfrieren diese Teile 
! ohne wesentliche Beeinträchtigung ihrer Beschaffen- 
heit und ohne wesentliche wirtschaftliche Nachteile 
möglich sind. Damit können diese Teile in gleicher 
I Weise ausreichend untersucht werden wie die nicht 
I gefrorenen Teile, deren Einfuhr nach der bisherigen 
Regelung schon möglich war. Da die nunmehr mög- 
liche Untersuchung als gesundheitliche Sicherung 
jedoch nicht genügt, ist die Einschaltung zusätz- 
licher Sicherungsmaßnahmen entsprechend § 12a 
Abs. 4 erforderlich. Die Einfuhr von frischem Speck 
war bisher nur im Wege der Ausnahmegenehmi- 
gung möglich. Da gemäß § 12a Abs. 4 zusätzliche 
Sicherungsmaßnahmen vorgesehen sind, kann die 
Einfuhr von Speck, wie sie bereits praktisch seit 
über 20 Jahren durchgeführt wird, nunmehr all- 
gemein zugelassen werden. 

Bei Rinderherzen ist aus den zu § 12a angeführten 
Gründen hinsichtlich der Finnengefahr ein Gefrier- 
verfahren erforderlich. 

Da die Organe und Geschlinge zum Teil schon in 
schlachtwarmem Zustand verpackt, zum Teil in 
ihren Behältnissen eingefroren und für die Einfuhr- 
untersuchung aufgetaut werden, sind bestimmte 
Anforderungen an die Behältnisse zu stellen. Es 
soll verhindert werden, daß die Verpackungsmittel 
keinen ausreichenden Schutz gegen Infektionen, 
I Verunreinigungen usw. der in ihnen enthaltenen 
Ware mehr bieten. 

Eine ausreichende Einfuhruntersuchung gefrorener 
I Organe, Geschlinge, Spitzbeine und Köpfe von 
Schweinen ist nur möglich, wenn diese Teile voll- 
ständig aufgetaut sind. Es bedarf daher einer ent- 
sprechenden Anordnung. Bei Speck bedarf es des 
Auftauzwanges nicht, da dieser auch in gefrorenem 
, Zustand ausreichend untersucht werden kann. 

i Nr. 2 (§ 12c) 

Die Neuerung ermöglicht es, zubereitetes Fleisch, 
insbesondere Fleischkonserven und Dauerwaren, in 
größerem Umfang einzuführen. Zugleich bringt sie 
diese Einfuhrmöglichkeit mit dem Sicherungsbedürf- 
nis in Einklang, das hier in gleichem Maße besteht 
wie bei Einfuhren von frischem Fleisch. 

Nr. 2 (§ 12d) 

Die Vorschrift über die Einfuhr von Därmen, Blasen, 
Mägen usw. entspricht dem bisherigen Recht (vgl. 
§ 12 Abs. 2 Buchstabe b). 

Nr. 2 (§ 12e) 

Diese Vorschrift entspricht im wesentlichen der bis- 
herigen Regelung. Jedoch ist der Personenkreis er- 
weitert worden, da keine Notwendigkeit besteht, 
die Einfuhr im Personen- oder Frachtverkehr von 
i dieser Regelung auszuschließen. Weiterhin ist zum 
I Schutze vor der Trichinosegefahr die Untersuchung 
I auf Trichinen auch auf zubereitetes Fleisch aller 
; Tiere, die Träger von Trichinen sein können, aus- 
I gedehnt worden. Lediglich das zum Reiseverbrauch 
mitgeführte Fleisch soll von dieser Vorschrift nicht 
erfaßt werden. 
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Nr. 2 (§ 12f) 

Die hier vorgesehene Ausnahmeermächtigung soll 
an die Stelle der weitergehenden Ermächtigung des 
§ 25 Abs. 2 treten. Sie reicht sachlich aus. Die Zu- 
ständigkeitsregelung soll eine einhedtliche Hand- 
habung der Ermächtigung sicherstellen. Auf dem 
Gebiet der Einfuhr ist eine überregionale Zustän- 
digkeit begründet und allgemein anerkannt. 

Nr. 3 (§ 13a) 

Diese Vorschrift übernimmt die bisher in § 10 AB. D 
enthaltene Regelung. 

Nr. 4 (§ 14) 

Die Neufassung entspricht der für Wildbret und 
Geflügel im Inland bestehenden Regelung. 

Die Regelung des zum Reiseverbrauch mitgeführten 
Fleisches ist bereits durch die Vorschrift des § 12e 
erfolgt. 

Die Einfuhr von zubereitetem Fleisch im kleinen 
Grenzverkehr ist ebenfalls in § 12e geregelt. Die 
Einfuhr von frischem Fleisch im kleinen Grenzver- 
kehr soll grundsätzlich verboten sein, um eine Um- 
gehung der Einfuhrvorschriften zu verhindern. Dar- 
über hinaus besteht hier für eine Ausnahmerege- 
lung kein Bedürfnis. 

Für die Einfuhr von Fleisch im Marktverkehr des 
Zollgrenzbezirkes besteht kein Bedürfnis, während 
in § 12f bereits eine generelle Regelung für den 
Meßverkehr enthalten ist. 

Nr. 5 (§ 15) 

Für eine Ermächtigung zur Anordnung wedtergehen- 
der Einfuhrverbote und Einfuhrbeschränkungen be- 
steht keine verfassungsrechtliche Grundlage mehr; 
außerdem ist ein Bedürfnis hierfür nicht vorhanden, 
da durch den vorliegenden Gesetzentwurf die Ein- 


i fuhr von Fleisch erschöpfend und abschließend ge- 
regelt wird. 

Nr. 6 (§ 25 Abs. 2) 

1 

I Die in § 12f vorgesehene Ermächtigung ist aus- 
reichend, so daß auf die weitergehende Ermächti- 
gung des § 25 Abs. 2 verzichtet werden kann. 

* Nr. 7, 8 und 9 (§ 26 Nr. 1 und 2; § 27 Nr. 3 und 4) 

I Die Änderungen der Strafbestimmungen dienen der 
Anpassung an die neuen Einfuhrvorschriften. 

i 

Zu Artikel 2 

j Dieser Ermächtigung bedarf es, um die der Novelle 
j entgegenstehenden Durchführungs- und Ausfüh- 
rungsbestimmungen, insbesondere der AB. D, for- 
mell aufzuheben; des weiteren soll sie ermöglichen, 
im Rahmen einer Gesamtreform des Fleischbeschau- 
rechts auch die übrigen Teile der genannten Durch- 
führungs- und Ausführungsbestimmungen abzulösen. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 ist mit Rücksicht auf die Regelung des 
Saarvertrages erforderlich, nach der das Saarland 
noch zum französischen Wirtschaftsgebiet gehört. 

Zu Artikel 5 

Mit Rücksicht auf die laufenden Einfuhrkontrakte 
und die von den Exportländern zu treffenden Maß- 
i nahmen ist eine angemessene Übergangszeit ge- 
boten. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes können die Einfuhr- 
verordnungen vom 4. September 1939 und 31. Ok- 
tober 1940 endgültig aufgehoben werden. 
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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 17. April 1959 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 23. März 1959 — 6 — 73104 — 2679/59 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 204. 
Sitzung am 17. April 1959 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Fleischbeschaugesetzes 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Kaisen 
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Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

1. In § 12a Abs. 2 Satz 1 sind eingangs die Worte 
„Fleisch ist..." zu ersetzen durch die Worte 
„Im Sinne dieses Gesetzes ist Fleisch. . 

Begründung 

Klarstellung, daß die Erläuterung des Begriffs 
„frisches Fleisch" in § 12a Abs. 2 Satz 1 auch 
für § 12a Abs. 6 imd 7, § 12b Abs. 1 und § 12c 
Abs. 2 gilt, in Angleichung an die Begriffs- 
erläuterungen in § 3 Satz 1 des Gesetzes und 
in § 12b Abs. 6 sowie in § 13a des Gesetz- 
entwurfs. 

2. In § 12a Abs, 3 Satz 2 sind eingangs die Worte 
„Als Kälber..." zu ersetzen durch die Worte 
„Als Kälber im Sinne dieses Gesetzes ..." 

Begründung 

Klarstellung, daß die Erläuterung des Begriffs 
„Kälber" in § 12a Abs. 3 Satz 2 auch für § 12a 
Abs. 4 und 5 letzter Satz sowie § 12b Abs. 1 gilt, 
in Angleichung an die Begriffserläuterungen 
in § 3 Satz 1 des Gesetzes und in § 12b Abs. 6 
sowie in § 13a des Gesetzentwurfs. 

3. In § 12a Abs. 4 sind die Worte „. . . und bei 
Rindern mit Ausnahme von Kälbern und bei 
Rentieren..." zu ersetzen durch die Worte 

und bei Rindern, Rentieren, Schafen und 
Ziegen ..." 

Begründung 

Die Änderung entspricht der bisherigen prakti- 
schen Regelung bei der Einfuhr. Gesundheit- 
liche Bedenken stehen dem nicht entgegen. 

4. In § 12a Abs. 4 Nr. 1 sind der letzte Halbsatz 
und davor die Worte „. . . durch Rechtsverord- 
nung . . .'" zu streichen. 

Begründung 

Der vorgesehenen Bekanntgabe fehlt der 
Rechtssatzcharakter. 

5. In § 12a Abs, 4 Nr. 1 ist am Ende der Strich- 
punkt durch einen Beistrich und 

in Nr. 2 am Ende der Strichpunkt durch das 
Wort „. . . und . . zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Voraussetzungen in Nr. 1 
bis 3 sämtlich und nicht etwa alternativ vor- 
liegen müssen. 


6. In § 12a Abs. 3 Nr. 3 ist der letzte Halbsatz zu 
streichen, und davor sind die Worte „. . . durch 
Rechtsverordnung bekanntzugebende ..." zu er- 
setzen durch die Worte „. . . durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmende ..." 

Begründung 

Eine Notwendigkeit, von dem Grundsatz des 
Artikels 80 Abs. 2 GG abzuweichen, erscheint 
nicht gegeben. 

7. In § 12a Abs. 5 Satz 3 ist der letzte Halbsatz zu 
streichen, und davor sind die W'orte „. . . durch 
Rechtsverordnung bekanntzugebende ..." zu er- 
setzen durch die Worte „. . . durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmende ..." 

Begründung 

Vergleiche Begründung zu dem Änderungsvor- 
schlag zu § 12a Abs. 3 Nr. 3. 

8. In § 12b Ahsi 3 Satz 2 ist der letzte Haibsatz zu 
streichen, und davor sind die Worte „. . . durch 
Rechtsverordnung bekanntzugebende ..." zu er- 
setzen durch die Worte „. . . durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmende ..." 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 12a Abs. 4 Nr. 3. 

9. In § 12c Abs. 1 Nr. 1 ist am Ende der Strich- 
punkt durch einen Beistrich, und 

in Nr. 2 ist am Ende der Strichpunkt durch das 
Wort „. . . und ..." zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Voraussetzungen in Nr. 1 
bis 3 sämtlich und nicht etwa alternativ vor- 
liegen müssen. 

10. In § 12c Abs. 1 Nr. 2 sind der letzte Halbsatz 
und davor die Worte „. . . durch Rechtsverord- 
nung ..." zu streichen. 

B egründung 

Vergleiche die Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 12a Abs. 4 Nr. 1. 

11. In § 12c Abs, 1 Nr. 3 ist der letzte Halbsatz zu 
streichen, und davor sind die Worte „. . . durch 
Rechtsverordnung bekanntzugebende ..." zu er- 
setzen durch die Worte „. . . durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmende ..." 
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Begründung 

Vergleiche die Begründung zu dem Änderungs- 
vorschlag zu § 12a Abs. 4 Nr. 3. 

12. In § 12c Abs. 2 sind eingangs die Worte 
„Fleisch ist...“ zu ersetzen durch die Worte 
„Im Sinne dieses Gesetzes ist Fleisch. . 

Begründung 

Klarstellung, daß die Erläuterung des Begriffs 
„zubereitetes Fleisch“ in § 12c Abs. 2 auch für 
§ 12 Nr. 2 und § 12e gilt, in Angleichung an die 
Begriffserläuterungen in § 3 Satz 1 des Gesetzes 
und in § 12b Abs. 6 sowie in § 13a des Gesetz- 
entwurfs. 

13. § 12f ist wie folgt zu fassen: 

„§ 12f 

(1) Die zuständige Landesbehörde kann dm 
Einzelfall Ausnahmen von den §§ 12 bis 12e 
zulassen 

1. . für Tierkörper, bei denen auf Grund der 
im Ursprungsland geltenden RechtS' 
Vorschriften Teile, die nicht für die 
Einfuhruntersuchung erforderlich sind, 
wegen Befalls mit gesundheitsunschäd- 
lichen Parasiten bei der Schlachtung 
entfernt worden sind, 

2. für Fleisch, das für Ausstellungs- oder 
Versuchszwecke bestimmt ist, 

3. für Fleisch, das unter Anwendung des 
Artikels 64 Abs. 5 und im Rahmen 
des nach Artikel 63 des Vertrages 
zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik 
zur Regelung der Saarfrage vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II 
S. 1587) festgelegten Kontingente 
(Liste A) nach dem Saarland ednge- 
führt wird. 

(2) Der Bundesminister kann im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern all- 
gemein durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnah- 
men von den §§ 12 bis 12e zulassen, wenn die 
Versorgung der Bevölkerung mit lebensnot- 
wendigen Lebensmitteln sonst ernstlich gefähr- 


det wäre; die Geltungsdauer der Verordnung 
ist zu befristen.“ 

Begründung 

Die Voraussetzungen eines überregionalen 
Verwaltungsaktes, welche die Zuständigkeit 
der angesprochenen obersten Bundesbehörden 
für die Zulassung von Ausnahmen der bezeich- 
neten Art rechtfertigen würden, erscheinen 
nicht gegeben (vgl. u. a. die Stellungnahme des 
Bundesrates zu Artikel 1 Nr. 14 der Novelle 
zum Lebensmittelgesetz — Drucksache 316 An- 
lage 2 Nr. 12 Buchstabe b). 

Die Ergänzung in Absatz 1 Nr. 3 erscheint mit 
Rücksicht auf Artikel 64 Abs. 5 des Saarver- 
trages geboten. 

Absatz 2 ist in seiner Fassung der einschlägi- 
gen Bestimmung in § 5 Buchstabe c Abs. 1 
Satz 1 der Novelle zum Lebensmittelgesetz an- 
gepaßt worden. 

Zu Artikel 4 und 5 

14. Die Artikel 4 und 5 sind zu ersetzen durch fol- 
genden neuen Artikel 4: 

„Artikel 4 

Vorschriften dieses Gesetzes, die eine Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen enthalten, treten am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes, im Saarland am Ende 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Ver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Französischen Republik zur Rege- 
lung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (Bun- 
desgesetzbl. II S. 1587) in Kraft. Im übrigen tritt 
das Gesetz ein Jahr nach seiner Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung 
über vorübergehende Einfuhrerleichterungen für 
Fleisch und Fleischwaren vom 4. September 1939 
(Reichgesetzbl, I S. 1617) imd die Verordnung 
über die Einfuhr von Fleisch und Fleischwaren 
vom 31. Oktober 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1468) 
außer Kraft." 

Begründung 

Durch die Neufassung wird verhindert, daß das 
Fleischbeschaugesetz im Saarland früher in 
Kraft tritt als im übrigen Bundesgebiet. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Den Änderungsvorschlägen unter 1. bis 12. wird zu- 
gestimmt. 

Zu den Änderungsvorschlägen unter 13. wird fol- 
gendes bemerkt: 

Dem Vorschlag wird, soweit die Zulassung von Aus- 
nahmen im Einzelfall nach § 12f Abs. 1 Nr. 1 und 3 
durch Landesbehörden erfolgen soll, entgegenge- 
treten. Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, 
daß in diesen Einzelfällen selbst die vom Bundes- 
rat im Jahre 1954 geforderten — nach Ansicht der 
Bundesregierung zu weitgehenden — Vorausset- 
zungen für „überregionale Verwaltungsakte'' gege- 
ben sind. Für die in Rede stehenden Fleischeinfuh- 
ren sind regelmäßig mit Rücksicht auf die bei jedem 
Einzelfall besonders gelagerten Verhältnisse nur in- 
dividuelle Entscheidungen möglich. Der erforder- 
liche Schutz vor gesundheitlichen Gefahren und die 
gleiche Behandlung gleichartig gelagerter Fälle kön- 
nen daher nicht durch den Erlaß von Rechtsverord- 
nungen oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
oder durch Verwaltungsvereinbarungen der Länder 
gewährleistet werden, sondern nur dadurch, daß die 
Ausnahmegenehmigungen von einer obersten Bun- 
desbehörde erteilt werden. Eine Regelung, die die 
Zuständigkeit von Landesbehörden vorsehen würde, 
wäre bei dieser Sachlage nicht sinnvoll. 

Des weiteren muß darauf hingewiesen werden, daß 
die Zuständigkeit des Bundesministers für Ernäh- 


rung, Landwirtschaft und Forsten für die Zulassung 
von Ausnahmen bei der Einfuhr von Fleisch, die 
dem bisherigen Zustand entspricht, von den für das 
Veterinärwesen zuständigen obersten Landesbehör- 
den stets befürwortet worden ist. 

Zur Begründung seines Änderungsvorschlages hat 
der Bundesrat auf seine Stellungnahme zu dem Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Lebensmittelgesetzes (Bundestagsdrucksache 316 
der 3. Wahlperiode) hingewiesen. Die Bundesregie- 
rung weist demgegenüber darauf hin, daß sich der 
Gesetzgeber für den hier als Parallele in Betracht 
kommenden Fall der Zulassung von Ausnahmen für 
Versuche, die unter amtlicher Überwachung durch- 
geführt werden (§ 20b des Lebensmittelgesetzes in 
der Fassung des Änderungsgesetzes vom 21. De- 
zember 1958 BGBL I S. 950) nicht der Auffassung 
des Bundesrates, sondern der der Bundesregierung 
angeschlossen hat. 

Im übrigen wird der Neufassung des § 12f zuge- 
stimmt. 

Dem Änderungsvorschlag unter 14. wird widerspro- 
chen, da inzwischen das Gesetz zur Einführung von 
Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 (BGBl. I 
S. 313) in Kraft getreten ist. Die ursprünglich in 
Artikel 4 des Gesetzentwurfs vorgesehene Saar- 
Klausel ist daher unrichtig gev/orden und zu strei- 
chen. Andererseits bedarf die ursprünglich in Ar- 
tikel 5 des Gesetzentwurfs vorgcschlagene Rege- 
lung keiner Änderung. 
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